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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/WMC  III/035/2012 
 

Fraktionsantrag SPD und Grüne Liste; Nr. 26/2012: Vorwürfe gegen 
Ausländerbehörde - Überprüfung der Fälle durch Unabhängige 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Stadtrat 29.03.2012 Ö Beschluss angenommen mit Änderungen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Antrag 
Die Überprüfung der Fälle der Erlanger Ausländerbehörde erfolgt durch den UNHCR (United Na-
tions High Commissioner for Refugees). Darüber hinaus erfolgt keine weitere Überprüfung durch 
das Deutsche Institut für Menschenrechte. Der Fraktionsantrag der SPD-Fraktion und der Stadt-
ratsfraktion Grüne Liste, Nr. 26/2012, ist damit abschließend bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
Sachbericht: 
 
Der Stadtrat hat am 08.12.2011 beschlossen, sich dafür einzusetzen, dass zu der Überprüfung der 
Fälle der Erlanger Ausländerbehörde neben der Regierung von Mittelfranken auch Unabhängige 
Flüchtlingsvertreter/innen hinzugezogen werden. In einem gemeinsamen Gespräch zwischen der 
Verwaltungsspitze, Flüchtlingsorganisationen sowie Stadträtinnen und Stadträten am 15.02.2012 
wurde mitgeteilt, dass der UNHCR (United Nations High Commissioner for Refugees) angefragt 
wurde, eine Stellungnahme zu den Fällen der Erlanger Ausländerbehörde abzugeben. 
 
Die Vertreter/innen des UNHCR mit Sitz im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg 
haben die Bereitschaft zur Abgabe einer Stellungnahme erklärt. Das Einverständnis der betroffe-
nen Ausländerinnen und Ausländer wurde eingeholt. Die umfangreichen Aktenunterlagen wurden 
an UNHCR als unabhängige Stelle übergeben, dabei wurde darum gebeten, die Entscheidungen 
zu überprüfen auch dahingehend, ob eine andere Entscheidung möglich gewesen wäre. In der 
Besprechung mit Vertretern der Flüchtlingsorganisationen am 15.02.2012 wurde im Zusammen-
hang mit der Beteiligung des UNHCR auch erörtert, ob das Deutsche Institut für Menschenrechte 
noch einzuschalten ist. 
Die SPD-Stadtratsfraktion und die Fraktion Grüne Liste haben am 06.03.2012 beantragt: Für die 
Überprüfung der Fälle der Erlanger Ausländerbehörde wird die Leiterin des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte, Prof. Dr. jur. Beate Rudolf, hinzugezogen.  
 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist eine unabhängige Menschenrechtsinstitution, die aus 
Bundesmitteln finanziert und von Prof. Dr. Beate Rudolf geleitet wird. Der Hochkommissar für 
Flüchtlinge der Vereinten Nationen (UNHCR) ist eine Agentur der Vereinten Nationen zum Schutz 
und zur Unterstützung von Flüchtlingen. Die Vereinten Nationen sind eine Internationale Organisa-
tion, deren Ziele Zusammenarbeit im Völkerrecht, Internationale Sicherheit, wirtschaftliche Ent-
wicklung, sozialer Fortschritt, Menschenrechte und Verwirklichung des Weltfriedens sind. Die drei 
ausländerrechtlichen Fälle wurden von der Regierung von Mittelfranken und vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge überprüft.  
 
Die entsprechenden Stellungnahmen wurden den Gremien vorgelegt. Inzwischen hat auch das 
Bayer. Staatsministerium des Inneren zu einer entsprechenden Landtagsanfrage zu Einzelfragen 
Stellung genommen. Die Stellungnahme des UNHCR wird erfolgen. Damit ist eine unabhängige 



 Seite 2 von 2 

Organisation entsprechend dem Beschluss des Stadtrats vom 08.12.2011 eingebunden. Da die 
Einholung von Stellungnahmen auch mit personellem Aufwand verbunden ist und derzeit mit der 
Erstellung eines Entwurfs zu den Handlungsfeldern für eine Handlungsrichtlinie umfangreicher 
Arbeitsaufwand erforderlich ist, wird die Einholung einer weiteren Stellungnahme durch das Deut-
sche Institut für Menschenrechte nicht befürwortet. 
 
 
 
Anlagen: 

- Fraktionsantrag SPD und GL, Nr. 26/2012 
- Fraktionsantrag SPD und GL, Nr. 46/2012 
- Protokollvermerk vom 08.12.2011 

 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Stadtrat am 29.03.2012 
 
Protokollvermerk: 
Der Beschlussvorschlag wird um den nachstehenden Antrag der SPD-Fraktion und der Stadtrats-
fraktion Grüne Liste, Nr. 046/2012 ergänzt: 
„Das Deutsche Institut für Menschenrechte wird, sobald es deren Kapazitäten zulassen (vo-
raussichtlich ab Herbst 2012), von der Stadt Erlangen als Beraterin bei der beschlossenen 
Entwicklung von Richtlinien für die künftige Arbeit der Ausländerbehörde hinzugezogen.“  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die Überprüfung der Fälle der Erlanger Ausländerbehörde erfolgt durch den UNHCR (United Na-
tions High Commissioner for Refugees). Darüber hinaus erfolgt keine weitere Überprüfung durch 
das Deutsche Institut für Menschenrechte. Das Deutsche Institut für Menschenrechte wird, sobald 
es deren Kapazitäten zulassen (voraussichtlich ab Herbst 2012), von der Stadt Erlangen als Bera-
terin bei der beschlossenen Entwicklung von Richtlinien für die künftige Arbeit der Ausländerbe-
hörde hinzugezogen. Die Fraktionsanträge der SPD-Fraktion und der Stadtratsfraktion Grüne Lis-
te, Nrn. 026/2012 und 046/2012, sind damit abschließend bearbeitet.  
  
 
mit 46  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Balleis gez. Wüstner 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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